
Kantonsrat St.Gallen 51.12.26 

 

 

 

C:\Users\SVC-FAS-Gever-dconv\AppData\Local\Temp\17\w.17\bb_sgprod-849602 .DOCX 1/2 

Interpellation SVP-Fraktion vom 4. Juni 2012 

 

 

Meldung Missbrauchsverdacht Sozialhilfe und IV 
 

 

Schriftliche Antwort der Regierung vom 28. August 2012 

 

 

Die SVP-Fraktion erkundigt sich in ihrer Interpellation vom 4. Juni 2012 nach der Möglichkeit, ein 

Formular auf der Webseite der Sozialversicherungsanstalt des Kantons St.Gallen (SVA) aufschal-

ten zu lassen, um bei Verdacht auf missbräuchlichen Bezug von Leistungen der Sozialhilfe und 

der Invalidenversicherung (IV) Meldung erstatten zu können. 

 

Die Regierung antwortet wie folgt: 

 

Verdachtsmeldungen betreffend missbräuchlichen Bezug von Sozialhilfe oder Leistungen der IV 

sind von der jeweils zuständigen Stelle zu behandeln. Während der Vollzug der Sozialhilfe in die 

Zuständigkeit der politischen Gemeinden fällt, wird die IV von der kantonalen IV-Stelle nach Bun-

desrecht durchgeführt. Die SVA führt die IV-Stelle für den Kanton St.Gallen. Sowohl die SVA als 

auch die politischen Gemeinden sind Trägerinnen von öffentlich-rechtlichen Aufgaben. Entspre-

chend ist im Einzelfall der Sachverhalt insbesondere auch bei Verdachtsmeldungen durch Dritte 

von Amtes wegen abzuklären. 

 

Per 1. Mai 2010 wurde im Auftrag des Bundesamtes für Sozialversicherung (BSV) bei der SVA 

St.Gallen eine Fachstelle zur Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch (BVM) geschaffen. Die 

Fachstelle setzt sich aus einem interdisziplinären BVM-Team zusammen, das sich für eine dauer-

hafte und professionelle Lösung zur Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch einsetzt. Voraus-

setzung für eine erfolgreiche Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch ist das Erkennen von 

Fällen mit erhöhtem Missbrauchsrisiko. Deshalb hat die IV-Stelle des Kantons St.Gallen im Jahr 

2010 245 Meldungen und im Jahr 2011 209 Meldungen von Drittpersonen entgegengenommen. 

Alle Verdachtsmeldungen, die bei der SVA eingehen, werden dem BVM-Team zugeführt. Somit 

ist sichergestellt, dass jede Verdachtsmeldung einer Prüfung unterzogen wird. Die SVA bearbei- 

tet sowohl personifizierte als auch anonyme Hinweise. 

 

Die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen staatlichen Stellen im Kanton St.Gallen, die in 

ihrer Tätigkeit einen allfälligen Missbrauch feststellen, ist nach Art. 32 des Bundesgesetzes über 

den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (SR 830.1; abgekürzt ATSG) und Art. 6bis 

Sozialhilfegesetz (sGS 381.1; abgekürzt SHG) sichergestellt. Die Verwaltungsbehörden des Kan-

tons und der Gemeinden geben sich auf schriftliche und begründete Anfrage im Einzelfall diejeni-

gen Daten bekannt, die erforderlich sind für die Feststellung von Leistungsansprüchen. Gestützt 

auf das Bundesgesetz über Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (SR 822.41) findet 

zudem eine besondere Zusammenarbeit zwischen der SVA und dem Amt für Wirtschaft statt. 

 

Zu den einzelnen Fragen: 

 

1. Eine Meldung von möglichen Missbrauchsfällen in der IV-Versicherung ist jederzeit auf dem 

allgemeinen Kontakt-Formular der SVA-Homepage möglich. Die Erfahrungen der letzten zwei 

Jahre zeigen, dass von dieser Möglichkeit regelmässig Gebrauch gemacht wird. Das Aufschal-

ten eines spezifischen Formulars ausschliesslich für mögliche Missbrauchsfälle ist vor diesem 

Hintergrund nicht erforderlich. 
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Im Bereich der Sozialhilfe steht es den Gemeinden frei, ein spezifisches Formular für Miss-

brauchsmeldungen auf ihrer Webseite aufzuschalten. Das SHG macht keine entsprechenden 

Vorgaben zur Durchführung. 

 

2. Nach Art. 2 Abs. 1 des Einführungsgesetzes zur Bundesgesetzgebung über die Alters-, Hinter-

lassenen- und Invalidenversicherung (sGS 350.1) vollzieht die SVA die Bundesgesetzgebung 

über die IV. In Bezug auf deren Durchführung liegt es in der Kompetenz des Bundes, im Rah-

men der Aufsicht Weisungen für den Vollzug an die IV-Stellen zu erlassen (Art. 76 ATSG sowie 

Art. 64a des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung [SR 831.20]). Diesbezüglich haben 

weder Regierung noch Kantonsrat des Kantons St.Gallen besondere Weisungsbefugnisse. 
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